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65594 Runkel, den 22.03.2012
Niederschrift
über die 11. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel, zu der für heute, Mittwoch, den 21.03.2012, um 19.30 Uhr, in den Clubraum der Stadthalle Runkel einberufen und ordnungsgemäß geladen war. Es sind erschienen:
Als stimmberechtigte Stadtverordnete:
	1.   Gregor Adler
2.   Erhard Becker
3.   Martin Belz
4.   Dr. Manfred Birko
5.   Bernhard Brahm
6.   Eberhard Bremser
7.   Alexander Bullmann
8.   Frank Burggraf
9.   Lothar Burggraf
10.
Christoph Demel
11. Bernd Eckert
12.
Ulrich Eisenberg
13.
Günter Gebhart
14.
Lothar Hautzel
15.
Jörg-Peter Heil
16.
Michael Kilb

	17. Thomas Kuhlisch
18. Armin Naß  
19. Bernhard Polomski
20. Klaus Preusser
21. Rainer Röth
22. Dr. Gerhard Ruttmann
23. Johannes Ruttmann
24. Ragnhild Schreiber
25. Klaus-Jürgen Wagner
26. Petra Werbunat-Hofmann



Seitens des Magistrates:
	1. Bürgermeister Friedhelm Bender
2. Peter Butzbach
3. Antonius Duchscherer
4. Sabine Hemming
5. Christian Janevski
	6.   Andreas Kuhn
7.   Silvia Lißner
8.   Sandra Müller
9.   Michael Uhl
10. Wolf-Dirk Räbiger


  Die Mitglieder wurden durch Einladung vom 14. März 2012 ordnungsgemäß einberufen. Die Ladung wurde am 15. März 2012 zugestellt. Zwischen dem Ladungs- und dem Sitzungstag lagen mehr als drei freie Tage. Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber stellt zu Beginn der Sitzung um 19.35 Uhr die Beschlussfähigkeit der 11. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung fest.
  Entschuldigt von Seiten der SPD-Fraktion fehlen die Herren Stadtverordneten Trog und Krtsch sowie Frau Bergmeier. Von Seiten der CDU-Fraktion fehlen entschuldigt Herr Rosbach und Herr Hastrich. Seitens des Magistrates fehlt entschuldigt Frau Stadträtin Burggraf. (BL).
Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber begrüßt die anwesenden Stadtverordneten, Herrn Bürgermeister Bender, die anwesenden Magistratsmitglieder sowie die Presse-vertreter und Gäste. Sie bedankt sich bei den städtischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für die Vorbereitung der Sitzung im Clubraum der Stadthalle Runkel und erläutert, dass mit der Verlegung der Stadtverordnetenversammlung in den Clubraum der Stadthalle Runkel die schnellstmögliche Umsetzung eines barrierefreien Zugangs zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung gewährleistet wird.
  Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber teilt mit, dass die Post einen Teil der Einladungen sehr spät ausgeliefert hat.
  Sie eröffnet die Sitzung und erteilt Herrn Bürgermeister Bender das Wort.
  Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass Punkt 3 der Tagesordnung, die  6. Änderung des Gesamtflächennutzungsplanes der Stadt Runkel und Aufstellung des Bebauungs-planes „Auf dem See“ zur Schaffung der Voraussetzung für die Erschließung des Gewerbegebietes „Auf dem See“, von der Tagesordnung genommen werden und in der nächsten Stadtverordnetenversammlung beschlossen werden soll, da noch einige Punkte abgeklärt werden müssen.
  Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber bedankt sich für die Erläuterungen und teilt mit, dass Tagesordnungspunkt 3 somit von der Tagesordnung genommen ist und die nachfolgenden TOP daraufhin unter neuer Zählung abgearbeitet werden.
Punkt 1
Anfragen an den Magistrat
  Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass zwei Anfragen von Bündnis 90 / Die Grünen vorliegen. Er verliest die in der Anlage beigefügten Anfragen vom 19.03.2012 und  beantwortet sie wie folgt:
 Zur Anfrage 1 Thema: Energiekonzept:
 „Die Förderungsmöglichkeit ist bis zum 31.03.2012 gültig. Die Potentialanalyse liegt seit Anfang März 2012 vor und soll den Gremien vorgestellt werden. Zuerst soll ein Termin mit dem 1. Kreisbeigeordneten, der zuständig für den Bereich Umwelt ist, koordiniert werden. Bis zum 31.03.2012 kann allerdings in der Kürze der Zeit  kein beschlussfähiges Konzept über „Erneuerbare Energien“ für die Stadt Runkel vorgestellt werden. Mit diesem Konzept muss ein Fachbüro beauftragt werden. Das kostet Zeit und Geld. Es wird allerdings über den 31.03.2012 hinaus Förderungsmöglichkeiten geben.“
Zur Anfrage 2 Thema: Grundstücksverkauf an die Firma PGV zum Bau eines    Musterhauses:
  „Gemäß § 109 HGO dürfen Vermögensgegenstände in der Regel nur zu ihrem vollen Wert veräußert werden, d.h. 1:1. Ausnahmen von dem Gebot des vollen Wertersatzes sind im öffentlichen Interesse zulässig. Der § 109 HGO ist als Regelvorschrift ausgestaltet. Damit werden Ausnahmen von der Verpflichtung zugelassen, die Veräußerung zum vollen Wert vorzunehmen. Die Ausnahmen sind mit einem besonderen öffentlichen Interesse gerechtfertigt. Laut den gesetzlichen Vorgaben kommen demnach die Förderung des Wohnungsbaus, die Wirtschaftsförderung oder die Förderung sozialer Einrichtungen in Betracht.
Nachdem in den vergangenen 10 Jahren nur eine Hand voll Bauplätze an interessierte Bewerber veräußert werden konnten, die Schulden bezüglich der Bodenbevorratung jedoch jährlich stark zugenommen haben, musste der Magistrat handeln. Das Ergebnis kann sich bis jetzt sehen lassen, besonders wenn die beantragten Bauanträge bzw. die zwischenzeitlich genehmigten Bauanträge in der Öffentlichkeit umgesetzt werden. Dass der Magistrat hier im öffentlichen Interesse gehandelt hat, um die Schulden der Bodenbevorratung nicht weiter ansteigen zu lassen sondern zu senken, ist somit klar erkennbar.“
  Im Übrigen weist Herr Bürgermeister auf § 66 Abs. 1 Nr. 2  HGO, in dem festgelegt ist, dass die Beschlüsse der Stadtverordnetenversammlung vom Magistrat umzusetzen sind. Der Beschluss wurde in der Stadtverordnetenversammlung vom 16.12.2011 gefasst.
  Herr Fraktionsvorsitzender Becker (BL) liest einen Teil des Beschlusses vor:
   „Der Bau- u. Umweltausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung das Büro Partner u. Gabb aus Villmar mit der weiteren Vermarktung der unbebauten Bauplätze in dem Baugebiet „Kappesborder Berg“ für die Dauer von 2 Jahren zu beauftragen. In dem abzuschließenden Vertrag soll eine Verlängerungsoption für ein weiteres Jahr aufgenommen werden.“
  Herr Becker fährt fort, dass der Vertrag tatsächlich am 10.02.2011 unterschrieben wurde und zwar mit einer Rückwirkung zum 01.01.2010. Lt. § 7 dieses Vertrages endet die Laufzeit am 31.12.2014. Herr Becker sagt, dass dies nicht dem Auftrag der Stadtverordnetenversammlung entspricht.
  Außerdem ist der erste Zwischenbericht, der nach einem halben Jahr erfolgen sollte, nicht erfolgt und der Vertrag ist der Stadtverordnetenversammlung nicht vorgelegt worden. Herr Becker sagt, dass die Stadtverordnetenversammlung somit ihrer Aufgabe, den Magistrat in der Ausführung seiner Aufträge zu kontrollieren, nicht nachkommen kann.
  Herr  Fraktionsvorsitzender Dr. Birko (SPD) merkt an, dass zu diesem Punkt Anträge von der Bürgerliste gestellt werden müssten.
  Herr Bürgermeister Bender sagt, dass Herr Becker (BL) Anfragen zu diesem Punkt stellen soll. Er stellt klar, dass in diesem Punkt nicht vertragswidrig gehandelt wurde und dass immer im Sinne der Stadt Runkel das Beste zu erreichen; versucht wird.
  Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber bittet die Bürgerliste, einen Antrag oder eine Anfrage für die nächste Stadtverordnetenversammlung vorzubringen.
  Herr Fraktionsvorsitzender Eisenberg (Die Grünen) bezweifelt das öffentliche Interesse an einem Musterhaus. Er ist der Meinung, dass der Bauplatz für das Musterhaus zum gleichen Preis an Pörtner u. Gabb verkauft werden sollte wie die anderen Bauplätze.
Punkt 2
Bauleitplanung der Stadt Runkel;
hier:
Bebauungsplan „Gewerbegebiet Kerkerbach“ – 1. Änderung

Abwägungs- und Satzungsbeschluss
  Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass keine Bedenken eingegangen sind, die abgewogen werden müssten und das Vorhaben in Frage stellen würden.
  Herr Fraktionsvorsitzender Eisenberg (Die Grünen) sagt, dass die Fraktion der Grünen begrüßt, dass das Verfahren in zwei Teile aufgesplittet wird. Er erinnert an den Beschluss der Stadtverordnetenversammlung von 2009, keinen Kreisel zu bauen.
  Die Fraktion der Grünen stellt daher folgenden Antrag:
„Bevor die Planungen zur 2. Änderung des B-Plans weitergeführt werden, sollte ein Beschluss zum Bau des Kreisels getroffen werden.“  
  Laut Herrn Eisenberg sollte auch geklärt werden, ob der Pyreg-Reaktor von den Stadt-verordneten gewünscht wird. Herr Eisenberg merkt weiter an, dass in der Stellungnahme der Fa. Bördner in der Abwägung der Durchmesser mit dem Radius vertauscht worden ist.
  Herr Bürgermeister Bender stellt klar, dass der abzustimmende Beschluss nur die Photovoltaikanlage betrifft.  
Abstimmung:

Ja – 3


Nein – 18

Enth. – 5
  Dem Antrag der Fraktion der Grünen zur Erweiterung des Beschlusses wird nicht stattgegeben.
Beschluss:
1. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt einstimmig, die eingegangenen Anregungen und Bedenken aus den durchgeführten Verfahren gemäß § 4 (1) BauGB, § 13 (2) BauGB und § 3 (2) BauGB gemäß den Empfehlungen des Planers abzuwägen. Die Empfehlungen werden zum Bestandteil des Protokolls erklärt.
2. Die Festsetzungen des Bebauungsplans sind das Ergebnis einer gerechten Abwägung aller erkennbaren öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt den Bebauungsplan „Gewerbegebiet Kerkerbach“ – 1. Änderung gemäß § 10 BauGB in der Planfassung der Offenlage gemäß § 3 (2) BauGB unter Einbeziehung der unter Punkt 1 beschlossenen Änderungen und Ergänzungen als Satzung (Planfassung Februar 2012 – Entwurf zum Satzungsbeschluss).
3. Der Begründung wird zugestimmt.
Abstimmung: 
Ja – 26 

Nein – 0

Enth. - 0
Punkt 3
Vergabe eines Bauplatzes im Baugebiet „Auf dem großen Weizstück II“ im Stadtteil Arfurt;
hier:
Grundstück Gemarkung Arfurt, Flur 4, Flurstück 390,

„Am Kapellchen 17“, Größe: 561 m²
  Herr Stadtverordneter Bremser verlässt den Raum wegen Widerstreit der Interessen.
  Herr Bürgermeister Bender bittet um drei Minuten Sitzungsunterbrechung.
  Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber gestattet eine kurze Sitzungsunterbrechung.
  Herr Stadtverordneter Heil (CDU) fragt, wie viel freie Grundstücke in Arfurt vorhanden sind.
  Herr Stadtverordneter Gebhart (SPD) bittet um Klärung, wie viel Grundstücke in Arfurt vorhanden sind.
  Frau Stadtverordnetenvorsteher Schreiber sagt, dass bis zur nächsten Sitzung durch das Bauamt der Stadt Runkel die Anzahl der freien Grundstücke in Arfurt geklärt wird.
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt einstimmig, das Baugrundstück in der Gemarkung Arfurt, Flur 4, Flurstück 390, Größe: 561 m², „Am Kapellchen 17“, an Frau Lisa-Marie Werner und Herrn John-Christopher Bremser, Gartenstr. 2 in 65549 Limburg zu den in der Klammer aufgeführten Konditionen (Baulandpreis: 25,56 €/m², Erschließungsvorausleistungen:
21,69 €/m²) zu veräußern.
Abstimmung:

Ja - 25

Nein -
0

Enth. - 0
Herr Stadtverordneter Bremser (SPD) nimmt wieder an der Stadtverordnetenversammlung teil.
Punkt 4
Vergabe eines Bauplatzes im Baugebiet „Auf dem großen Weizstück II“ im Stadtteil Arfurt;
hier:
Grundstück Gemarkung Arfurt, Flur 4, Flurstück 393.

„Am Kapellchen 30“, Größe: 608 m²
  Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass aufgrund eines möglichen Architektenfehlers das Bauvorhaben der Antragsteller nicht wie geplant auf dem o.g. Grundstück verwirklicht werden kann. Aus diesem Grund sollte dieser Antrag vorläufig beschlossen werden. Falls das Grundstück für die Bebauung nicht groß genug wäre, würden Frau Nadine Fehler und Herr Patrick Schindler von dem Antrag zurücktreten und ein anderes Grundstück in Arfurt kaufen.
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt einstimmig, das Baugrundstück in der Gemarkung Arfurt, Flur 4, Flurstück 393, Größe: 608 m², „Am Kapellchen 30“, an Frau Nadine Fehler und Herrn Patrick Schindler, Rheinbergstr. 70 in 65594 Runkel-Steeden zu den in der Klammer aufgeführten Konditionen (Baulandpreis: 25,56 €/m², Erschließungsvorausleistungen:
21,69 €/m²) zu veräußern.
Dieser Verkauf gilt als vorläufiger Bescheid.
Abstimmung:

Ja – 26

Nein – 0

Enth. – 0
Punkt 5
Verkauf städtischer Grundstücke;
hier:
Ca. 127 m² der städtischen Wegeparzelle Gemarkung Steeden, Flur 29, 
Flurstück 19/1 und eine ca. 52 m² große Teilfläche der städtischen 
Wegeparzelle Gemarkung Steeden, Flur 29, Flurstück 19/1
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt einstimmig, der Firma Schaefer Kalk eine Teilfläche der städtischen Wegeparzelle Gemarkung Steeden, Flur 29, Flurstück 19/1, Größe ca. 127 m², sowie eine Teilfläche der städtischen Wegeparzelle Gemarkung Steeden, Flur 29, Flurstück 19/3, Größe ca. 52 m², zu verkaufen. Der Verkaufspreis beträgt 1,75 €/m². Sämtliche mit der Durchführung dieses Grundstücksgeschäftes entstehenden Kosten sind von dem Erwerber zu übernehmen.
  Der Beschluss der Stadtverordnetenversammlung zum Verkauf der beiden vorgenannten Teilflächen erfolgt unter dem Vorbehalt, dass das für den Verkauf notwendige Einziehungsverfahren erfolgreich durchgeführt wird.
Abstimmung:

Ja – 26

Nein – 0

Enth. - 0
Punkt 6
Stellplatzsatzung der Stadt Runkel; Änderung hinsichtlich der  nachzuweisenden Stellplätze bei Ein- und Mehrfamilienwohnhäusern und sonstigen Gebäuden und Wohnungen;
hier:
Bericht durch den Haupt- und Finanzausschussvorsitzenden, Herrn
           Gebhart,  mit Beschlussvorschlag
  Dieser Punkt wurde in der letzten Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 15.02.2012 an den Haupt- und Finanzausschuss zur Beratung verwiesen.
  Der Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses, Herr Gebhart, berichtet wie folgt:
  „Der Magistrat hat zur letzten STVV vorgeschlagen, die Stellplatz-Satzung zu ändern und in der Anlage 1 unter dem Punkt 2.1 neue Richtwerte für Wohnungen bis zu 45 qm Wohnfläche aufzunehmen. Eine derartige Abstufung hat es in unserer Stellplatz-Satzung bisher nicht gegeben. Diese Werte werden sich dann auch auf etwaige Ablösebeträge auswirken.
Die vorgeschlagene Änderung ist intensiv diskutiert worden. Dabei traten, wie bereits in der Vergangenheit, Probleme in der Einschätzung der Wirkung einer Stellplatz-Satzung auf: Die Stellplatz-Satzung ersetzt nicht die STVO! Die Tatsache, dass ein Grundstücks-Eigentümer eine Anzahl von Stellplätzen auf seinem Grundstück nachweisen muss, bedeutet nicht automatisch, dass seine Fahrzeuge auch dort abgestellt werden müssen. Das Abstellen von Fahrzeugen im öffentlichen Verkehrsraum wird an anderer Stelle geregelt, Verstöße müssen nach den geltenden Möglichkeiten geahndet werden.
Es wurde weiterhin vorgetragen, dass mit einer strengen Stellplatz-Satzung das Ziel der Belebung von Altortskernen behindert werden könne. Dieses Argument hat nur vordergründig Gültigkeit: Veränderungen bei der Anzahl der nachzuweisenden Stellplätze treten nur in Kraft, wenn auch die Anzahl der vorhandenen Wohnungen verändert wird. Ob dies in den angesprochenen Altortslagen zutrifft, ist fraglich.
  Auf entsprechende Nachfrage, wie oft und in welchem Umfang in den letzten Jahren Hauskäufe bzw. Bauanträge an der Stellplatzfrage gescheitert sind, wurde von der Verwaltung geantwortet, es seien keine Fälle bekannt. So ist in den letzten Jahren überhaupt nur zweimal die Nichterfüllung der Stellplatzpflicht durch entsprechende Ablösebeträge geheilt worden, einmal im Falle des REWE-Marktes in Runkel und einmal in einem Einzelfall in Wirbelau. Die Ablösebeträge sind einer entsprechenden Rücklage zugeführt worden und sollen zeitnah für die Schaffung von öffentlichen Parkplätzen verwendet werden.
  Es bleibt bei dem vorliegenden Antrag unter dem Strich der Antrag eines einzelnen Grundstück-Eigentümers in einem speziellen Fall die geforderte Anzahl von Stellplätzen und damit die Höhe des Ablösebetrages zu verringern, da er aufgrund der Ortslage keine eigenen Stellplätze schaffen kann. So sehr man den Wunsch aus der Sicht des Antragsstellers nachvollziehen kann, das öffentliche Interesse für eine Satzungsänderung ist nicht erkennbar. Zu der erhöhten Anforderung kommt es auch dadurch, dass der Eigentümer in dem Wohnhaus 3 zusätzliche Wohneinheiten schaffen will. Natürlich ist dann auch mit einem erhöhten Stellplatzbedarf zu rechnen.
  Der HFA hat nach Abwägung der Diskussionsbeiträge mehrheitlich die vorgeschlagene Änderung der Stellplatz-Satzung abgelehnt und schlägt dies der STVV ebenfalls vor.“
  Herr Fraktionsvorsitzender Becker (Bürgerliste) sagt, dass die Bürgerliste einen Antrag an den Magistrat richtet, sich noch einmal mit der Stellplatzsatzung zu befassen und die von der Bürgerliste vorgeschlagenen Vervollständigungen mit aufzunehmen und zur Abstimmung vorzulegen.
  Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber ergänzt, dass die in der letzten Stadt-verordnetenversammlung vorgeschlagenen Änderungen der Stellplatzsatzung nicht empfohlen werden.
  Herr Fraktionsvorsitzender Naß (CDU) schlägt vor, dass ein Leerstandskataster  für die  alten Ortsteile erstellt werden soll. Hierbei können durch Abriss von alten Häusern neue Parkmöglichkeiten entstehen.
  Herr Fraktionsvorsitzender Dr. Birko (SPD) erklärt, dass die SPD-Fraktion auch noch einen Antrag zu diesem Punkt stellen wird.
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, den Magistrat zu beauftragen, unter Verwendung des Antrags der Bürgerliste und des Stichwortes eines Gesamtkonzeptes, die Stellplatzordnung der Stadt Runkel inhaltlich noch einmal zu überarbeiten.
Abstimmung: 

Ja – 25

Nein – 0

Enth. - 1
Punkt 7
Stellenbesetzung im Bereich der Stadtjugendpflege/Feuerwehr
  Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass die Jugendarbeit sowie die Jugendsozialarbeit auf eine sehr lobende Resonanz in Runkel stößt. Innerhalb kurzer Zeit sind 200 Anmeldungen zur Teilnahme an dem diesjährigen Jugendprogramm eingegangen. Bei der Stelleninhaberin handelt es sich um eine Person, die zu 50 % im Bereich der Jugendarbeit tätig ist und zu 25 % im Bereich der Feuerwehr.
  Er fährt fort, dass Stadtbrandinspektor Herr Schuld bestätigt hat , dass die ordnungs-gemäße Wahrnehmung seiner Aufgaben im administrativen Bereich ohne die Hilfe der bestens ausgebildeten Stelleninhaberin nicht gewährleistet ist. Derzeit steht kein geeigneter Ersatz zur Verfügung.
  Der Magistrat bittet um unbefristete Besetzung dieser Stelle nach Genehmigung des Haushaltes 2012. Die Kosten für die Personalstelle sind im Haushalt enthalten.
  Herr Fraktionsvorsitzender Becker (BL) sagt, dass laut Geschäftsordnung die Vergabe des Rederechts in der Reihenfolge der Stimmmeldungen erfolgen sollte.
  Herr Becker (BL) fragt, ob für die Befristung des Arbeitsverhältnisses ein sachlicher Grund vorlag oder ob die Befristung ohne sachlichen Grund erfolgte.
  Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass der Jugendpfleger der Stadt Runkel zu 50 % in die Schulsozialarbeit eingebunden wurde. Die Stadt Runkel wolle gewährleisten, dass die Jugendarbeit der Stadt Runkel durch diese Zusatzkraft zu 100 % fortgeführt wird.
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, die im Stellenplan, Bereich „Jugendarbeit/Brandschutz“ ausgewiesenen Stellenanteile (0,5 / 0,25) im Haushalt 2012, in Blick auf die zwingende Besetzung zur Fortführung der in Rede stehenden Arbeiten, im Vorgriff auf die noch ausstehende Genehmigung der Kommunalaufsicht, zunächst befristet besetzen zu dürfen.
Abstimmung:

Ja – 24

Nein – 0

Enth. – 2
Punkt 8
Entwurf einer Satzung für die Freiwillige Feuerwehr Runkel/ Lahn;
hier:
Antrag der Freiwilligen Feuerwehr Runkel/ Lahn
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt die  Satzung für die Freiwillige Feuerwehr Runkel/Lahn einstimmig.
Abstimmung: 
Ja – 26

Nein – 0

Enth. - 0
Punkt 9
Aktualisierung der Richtlinien der Stadt Runkel für die Inanspruchnahme des Runkler Bus'chens und der Entgeltordnung für die Benutzung des Runkler Bus´chens;
hier:
a) Richtlinie der Stadt Runkel für die Inanspruchnahme des Runkler
               Bus´chens

b) Entgeltordnung für die Benutzung des Runkler Bus´chens

    Bericht und Beschlussvorschlag durch den HFA-Vorsitzenden
  Der HFA-Vorsitzende, Herr Gebhart, berichtet wie folgt:
  „Der HFA ist von der STVV beauftragt worden, die Richtlinien für die Inanspruchnahme des Runkeler Buschens sowie die entsprechende Entgeltordnung zu überprüfen. Diesen Prüfungsauftrag nach Ablauf eines Jahres hatte die STVV bereits bei der In-Kraft-Setzung am 28.10.2010 gefasst.
  Die Überprüfung im HFA hat dann im Zuge der Haushaltsberatungen 2012 stattgefunden. Bei den Richtlinien haben wir das Haupt-Augenmerk auf die bestimmungsgemäße Überlassung des Runkeler Buschens gerichtet. Die Verwaltung hat auf Nachfrage hin versichert, dass das Buschen entsprechend dem Inhalt der Richtlinien eingesetzt worden ist, mit Ausnahme der Transporte einer Gruppe von Schülern zu weiterführenden Schulen nach Weilburg. Für diese gegen Entgelt durchgeführten Transporte liege ein entsprechender Magistratsbeschluss vor (siehe § 9 der Richtlinien).
  Da über diese Thematik bereits bei den Haushaltsberatungen 2011 intensiv und ausführlich diskutiert worden war, mit der Maßgabe diese damals schon durchgeführten Transporte bis Ende des Schuljahres 2011 einzustellen, ist diese Diskussion neu entflammt.
  Nach dem Austausch der unterschiedlichen Argumente und Positionen schlägt der HFA der Stadtverordnetenversammlung vor, den Magistrat aufzufordern, die Transporte der Schüler nach Weilburg spätestens zum Ende des Schuljahres 2011/2012 einzustellen. Gleichzeitig soll der § 9 der Richtlinien gestrichen werden. Dieser Beschlussvorschlag ist im HFA mehrheitlich gefasst worden.
  Alle weiteren Punkte der Richtlinien bleiben unverändert, das Datum in § 10 muss entsprechend aktualisiert werden.
  Weiterhin hat sich der HFA dann mit der Entgeltordnung auseinander gesetzt. Hierzu ist ein Antrag gestellt worden, die Tarife für Fahrten innerhalb der Stadt Runkel um jeweils 1,- € zu reduzieren. Diesem Vorschlag hat sich der HFA einstimmig angeschlossen und schlägt der STVV die entsprechende Änderung der Gebühren vor.
  Herr Fraktionsvorsitzender Dr. Birko (SPD) sagt, dass die SPD-Fraktion keine Einwände zur Entgeltordnung hat. Den zweiten Teil des Beschlusses hält die SPD-Fraktion jedoch für rechtswidrig.
  Die SPD-Fraktion stellt den Antrag, § 9 der Richtlinien unverändert zu belassen.
  Herr Fraktionsvorsitzender Becker (BL) sagt, dass die Bürgerliste gegen die Belassung  von § 9 der Richtlinien ist.
  Herr Fraktionsvorsitzender Naß (CDU) erklärt, dass das Parlament beschlossen hatte, dass Schüler nicht mehr nach Weilburg transportiert werden. Der Magistrat hat jedoch lt. § 9 entschieden, Schüler weiterhin nach Weilburg zu transportieren.
  Herr Naß ist der Meinung, dass das Parlament in solch einem Fall entscheiden müsse .
  Herr Dr. Ruttmann (SPD) schlägt vor, dem Magistrat Spielraum einzurichten um über Einzelfälle zu entscheiden. Aus diesem Grund sollte § 9 der Richtlinien belassen werden und im Einzelfall das Parlament informiert werden.
  Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass die Schülerfahrten nach Weilburg die einzige Ausnahme sind und dass die Schüler für die Fahrten bezahlt haben.
  Herr Fraktionsvorsitzender Dr. Birko (SPD) schlägt vor, der Magistrat solle halbjährlich der Stadtverordnetenversammlung über die Abweichungen der vorgesehenen Transport-leistungen berichten.
  Die SPD-Fraktion stellt den Antrag, in Abänderung des HFA-Beschlussvorschlages, den § 9 der Richtlinien für die Inanspruchnahme des Runkeler Bus’chens zu belassen und um eine Mitteilungspflicht für Sonderfälle für die Stadtverordnetenversammlung zu erweitern.
  Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber lässt über den ersten Antrag des HFA abstimmen, den Transport von Schülern nach Weilburg mit dem Schuljahresende 2012 einzustellen.
Abstimmung:

Ja – 23

Nein – 2

Enth. – 1
Über den zweiten Antrag des HFA, den § 9 der Richtlinien der Stadt Runkel für die Inanspruchnahme des Runkeler Bus’chen zu streichen, wird wie folgt abgestimmt:
Abstimmung:

Ja – 6


Nein – 18

Enth. – 2
  Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber verliest den Antrag der SPD-Fraktion, den § 9 der Richtlinien für die Inanspruchnahme des Runkeler Bus’chens wie folgt zu ergänzen:
  Der Magistrat berichtet über Entscheidungen nach § 9 in der nachfolgenden Stadtverordnetenversammlung.
Abstimmung:

Ja – 26

Nein – 0

Enth. – 0
Herr Bürgermeister Bender fragt, ob § 10, die Richtlinien nach Ablauf eines Jahres neu zu beschließen, bestehen bleiben soll.
  Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber bejaht diese Frage unter Rückbesinnung auf die HFA-Beratungen, § 10 soll bestehen bleiben.
  Als Zweites schlägt der HFA zur Beschlussfassung vor, bei der Entgeltordnung für die Benutzung des Runkeler Bus’chens die bestehenden Tarife in § 2 (in der Stadt Runkel) um 1 Euro zu senken.
  Herr Fraktionsvorsitzender Becker (BL) erklärt, dass die Bürgerliste gegen diesen Vorschlag stimmen wird, da das Defizit dieser freiwilligen Leistung von Jahr zu Jahr steigt.
  Herr Fraktionsvorsitzender Dr. Birko (SPD) sagt, dass die Zahl der Fahrten mit dem Runkeler Bus’chen abgenommen hat, als die Gebühren erhöht wurden. Der Preis solle noch weiter gesenkt werden, da es sich hierbei um eine soziale Einrichtung handelt. Älteren Menschen werde dadurch Mobilität gewährleistet.
Beschluss: Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel stimmt der Empfehlung des HFA zu, bei der Entgeltordnung die im § 2  genannten Tarife im Runkeler Innenbereich um jeweils 1 Euro zu senken.
Abstimmung:

Ja – 21

Nein – 4

Enth. – 1
  Herr Bürgermeister Bender fragt, ab welchem Datum die Satzung bzw. Entgeltordnung in Kraft treten soll.
  Es wird festgelegt, dass die Richtlinien und die Entgeltordnung wie üblich mit der Veröffentlichung in Kraft treten sollen.
Punkt 10
Genehmigung des Protokolls vom 15.02.2012
 Fraktionsvorsitzender Herr Becker (BL) sagt, dass bei dem Beschluss auf Seite 8 sinnverkehrend das Wort „nicht“ fehlt und korrigiert werden muss. Er bittet darum, der Niederschrift ein Inhaltsverzeichnis voran zu setzen.
  Herr Stadtverordneter Adler (SPD) schlägt Änderungen bzw. Ergänzungen zu Seite 7 vor. Das Band der letzten Stadtverordnetenversammlung soll hierzu noch einmal abgehört werden und eine entsprechende Korrektur erfolgen.
  Herr Fraktionsvorsitzender Eisenberg (Die Grünen) führt an, dass auf Seite 3 zur Anfrage der Grünen der Wortlaut korrigiert werden müsse.
Das Protokoll wird nicht genehmigt.
Punkt 11
Mitteilungen des Magistrates
  Herr Bürgermeister Bender berichtet:
  1. Die Stadt Runkel wird im Herbst 2012 1.000 Bäume pflanzen lassen und im Frühjahr 2012 30 neue Bänke aufstellen. Die „Aktion 1000 Bäume“ wird begleitet durch den Forst der Stadt Runkel. Die Ortsbeiräte der neun Stadtteile sowie die Obst- und Gartenbau-vereine werden hierzu eingeladen. In einer Vorbesprechung soll bestimmt werden, wo in den Stadtteilen neue Bäume angepflanzt werden können .Gleichzeitig sollen Betreuungs-möglichkeiten durch Kindergärten oder Schulen für die neuen Bäume geschaffen werden. Weiterhin soll ermittelt werden, wo die neuen Bänke aufgestellt werden können.
  2. In der Presse wurde mitgeteilt, dass sich die Stadt Limburg über ein großes Unternehmen freut, das sich im dortigen ICE-Gebiet neu ansiedelt.  Dieses Unternehmen hat allerdings Runkel-Ennerich verlassen.
  Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber schließt die Sitzung um  21.45 Uhr und bedankt sich für die konstruktive Zusammenarbeit.
_________________                                                  ________________
Schreiber                                                                     Butzbach
Stadtverordnetenvorsteherin                                       Schriftführerin
